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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Finanzielle Unterstützung von Tierheimen in privater Trägerschaft während der Co-
rona-Krise 

Der Landtag möge beschließen: 

1. Alle Brandenburger Tierheime in privater Trägerschaft erhalten monatlich eine finanzi-
elle Unterstützung in Form einer nicht rückzahlpflichtigen Förderung zur Bewältigung 
finanzieller Engpässe während der Corona-Krise. 

2. Die finanzielle Förderung beginnt ab sofort und endet mit dem Beendigungszeitpunkt 
der Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie. 

3. Die Höhe der finanziellen Unterstützung richtet sich nach der Höhe der durch die Be-
treiber angegebenen monatlichen Unterhaltungskosten. 

4. Auch rückwirkende finanzielle Schäden werden in der durch die Betreiber angegebe-
nen Höhe ausgeglichen. 

5. Die Betreiber verpflichten sich auf Anfrage der Landesregierung, entsprechende Nach-
weise über Unterhaltskosten zu erbringen 

 
Begründung: 
 
Aufgrund der Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie befinden sich die Bran-
denburger Tierheime in finanziellen Notlagen. Viele finanzieren sich derzeit über Spenden, 
doch das Geld reicht nicht aus, um alle Unterhaltungskosten zu decken. Die Tierheime in 
privater Trägerschaft unterstützen Behörden regelmäßig bei Tierrettungen und anderen 
Tierschutzangelegenheiten. 
 
So wie auch die Tierheime mit ihrem unermüdlichen Einsatz unser Land Brandenburg un-
terstützen, muss auch das Land Brandenburg in diesen Zeiten unseren Tierheimen unter-
stützend zur Seite stehen. 
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